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Teil 1 / Das KZ-Columbia-Haus

schwule Szene Berlins, die sich vor allem durch politische 
Aktivität und großen Nähe zur Arbeiterbewegung aus-
zeichnete. Neben ihnen wurden die Pfadfinder verhaftet, 
die zu den katholischen Umfeld-Organisationen zu rech-
nen sind. Viele Insassen des Columbia-Haus waren zum 
Zeitpunkt ihrer Verhaftung erst 15 Jahre alt. 

Das Columbiahaus war mit durchschnittlich vierhundert 
Inhaftierten schnell überfüllt. Insgesamt wurden hier zwi-
schen 8000 und 10 000 Menschen inhaftiert. Die Zustände 
waren grauenhaft, die Gefangenen sprachen von der „Höl-
le Columbiahaus“.

Ab dem Frühjahr 1935 begann eine neue Phase der NS-
Herrschaft.  Heinrich Himmler gelang es, Hitlers Zustim-
mung zu einer neuartigen Gegnerverfolgung zu erhalten. 
Im Vordergrund stand nun nicht mehr ausschließlich die 
Bekämpfung des politischen Gegners, sondern das Prin-
zip einer sozialrassistischen Generalprävention.  Zu den 
verfolgten Gruppen gehörten Menschen, die sich trotz 
Strafandrohung nicht vom „Verbrechen“ abhalten ließen, 
so eben schwule Männer, deren Handlungen unter dem 
§ 175 durchweg als kriminell galten. Auffallend ist, das die 
Verfolgung den aktiven, also öffentlich sichtbaren schwu-
len Männern galt und nochmals solchen, die politisch ak-
tiv waren oder auch schlichter Denunziation zum Opfer 
fielen. Auch Menschen mit „verbrecherischen Erbanlagen“ 
und Menschen, die angeblich die Allgemeinheit gefähr-
deten, die sogenannten „Asozialen“, wurden zum Ziel der 
Verfolgung. Der größte Teil der Häftlinge waren aber wei-
ter die politischen Häftlinge.  

Zwischen 1936 und 1937 änderte sich die Praxis der Ver-
folgung erneut. Im Vordergrund stand nun die biologisch 
und rassistisch motivierte Generalprävention, ohne das 
dabei die Verfolgung politischer Gegner aufgegeben wor-
den wäre. Für das Columbia-Haus bedeutete das die Auf-

lösung, denn für die nun einsetzenden Verhaftungswellen 
wurde das Konzentrationslager definitiv zu klein. An seine 
Stelle trat als erstes Konzentrationslager „neuen Typs“ das 
KL Sachsenhausen bei Oranienburg. Angelegt wurde es 
nahe kriegswichtigen Industrieunternehmen aber außer-
halb der Stadt. Der Hauptgrund dafür war, das ein solches 
Lager beliebig erweiterbar sein sollte.  Die Baupläne für 
Sachsenhausen wurden im Columbia-Haus ausgearbeitet. 
Die Häftlinge mussten das neue, große Konzentrationsla-
ger selbst errichten. Anschließend wurden sie dorthin ver-
legt und das Columbiahaus wurde am 5. November 1936 
geschlossen und abgerissen. Im Dezember 1936 ging das 
Grundstück in den Besitz der Berliner Flughafengesell-
schaft über. 

Der zweite Teil des Artikels befasst sich mit der Zwangs-
arbeit  auf dem Flughafen Tempelhof und erscheint in der 
nächsten Ausgabe der RandNotizen.

Der Artikel ist von Beate Winzer vom Förderverein für ein 
Gedenken an die Naziverbrechen auf dem Tempelhofer 
Flugfeld e.V.

Weitere Informationen im Internet unter:
www.thf33-45.de

Anmerkungen:
1 Das Columbia-Haus ist ein frühes Konzentrationslager, das 

heißt, es ist nirgendwo institutionell angebunden. Die Bezeich-
nung „Stapo-Gefängnis“ ist nur eine INTERNE Sprache der 
Gestapo, das Columbiahaus war bis 1934 KEIN Staatspolizei-
gefängnis.

2 Die Tatsache, das bis August 1933 alle möglichen Menschen 
eingeliefert wurden, ist so üblich, die SA und die SS haben 
„ihren Kiez gesäubert“. Das entspricht der Vorgehensweise in 
allen frühen KZs.

Foto links:
Zelleneingang

Foto rechts:
Die in der östlichen Verlängerung der 
Halle 1 errichteten Baracken, in de-
nen meist osteuropäische Ausländer, 
Dienstverpflichtete und Kriegsgefan-
gene untergebracht waren.

© Stiftung brandenburgische
Gedenkstätten
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Recht auf Wohnraum durchgesetzt

Könnt ihr euch kurz vorstellen? Was macht ihr oder wovon 
lebt ihr? Wie setzt sich eure Gruppe zusammen? Wart ihr 
selbst von Räumung betroffen oder wie seid ihr darauf ge-
kommen, Räumungen zu verhindern?

Die PAH (Plataforma de Afectados por la Hipoteca, Platt-
form von Hypothekenbetroffenen) entstand im Februar 
2009. Sie wurde von einer Gruppe von Leuten in Leben ge-
rufen, die bereits vorher in sozialen Bewegungen aktiv wa-
ren, wie in der Bewegung „Recht auf Wohnraum“. Bereits 
vor Jahren haben wir die Immobilien-Blase öffentlich zum 
Thema gemacht, genauso wie die Verschuldung der Men-
schen in Spanien durch die unmöglichen Bedingungen 
der Hypotheken. Wir wussten, dass die Blase irgendwann 
platzt. Und als dies geschah, waren viele Menschen nicht 
mehr in der Lage die Hypotheken für ihre Wohnungen zu 
bezahlen und sahen sich mit Räumungen konfrontiert.

Unsere Gruppe ist Ausdruck einer städtischen Selbstorga-
nisation. Einige haben eine Arbeit, andere nicht (zur Zeit 
gibt es bei uns eine Arbeitslosigkeit von 20 Prozent). Wir 
sind ein Zusammenschluss von Menschen, die von sich 
aus aktiv sind. Wir verlangen kein Geld für unsere Bera-
tungen, und wir erhalten keine finanzielle Unterstützung.

Zu Beginn waren wir Frauen und Männer um die 30 und 
nicht selbst von Räumung bedroht. Aber kaum, dass wir 
mit unserer Arbeit begonnen hatten, sind viele Menschen, 
die konkret betroffen waren, zu uns gestoßen, so dass un-
sere Gruppe heute viel gemischter ist. Das Problem mit 
den Hypotheken betrifft einfach alle: junge genauso wie 
alte Menschen, Einheimische wie Migrant_innen, arme 
Leute genauso wie die Mittelklasse … Die erste Gruppe 
von PAH gab es in Barcelona, der Stadt, in der die Bewe-
gung „Recht auf Wohnraum“ in den letzten Jahren beson-
ders stark war. 

Wir haben hier eine besonders aggressive Rechtslage, die 
die Schwächsten am wenigsten schützt. Sowohl bei der 
Miete als auch bei der Wohnungshypothek ist es so: kannst 
du nicht bezahlen, fliegst du unverzüglich auf die Straße. 
Ein_e Richter_in darf die persönliche Situation der Einzel-
nen nicht berücksichtigen. Wenn du den Zahlungen nicht 
nachkommst, egal, ob du nicht willst oder nicht kannst, 
ob du krank bist oder arbeitslos oder ob du kleine Kinder 
hast, egal, ob der/die Wohnungsbesitzer_in eine Einzelper-
son, ein Immobilien-Unternehmen oder eine Bank ist, kei-
nerlei besondere Umstände werden berücksichtigt. Wenn 
du nicht zahlst, dann passiert es ruck-zuck, dass du auf der 

Recht auf Wohnraum durchgesetzt
Interview mit einer Aktivistin der Gruppe PAH aus Barcelona 
über die Verhinderung von Zwangsräumungen



Sechste Ausgabe / 11. 2011	 RandNotizen Stadtteilzeitung aus dem Schillerkiez      25

Recht auf Wohnraum durchgesetzt

...

Straße sitzt, ohne irgendeinen Anspruch auf eine Notun-
terkunft. Der spanische Staat gehört zu den Staaten, die in 
den letzten Jahren am wenigsten sozialen Wohnungsbau 
betrieben haben, folglich hat er auch keine Wohnungen, 
um verarmte Familien in Notsituationen unterzubringen 
zu können.

Zusammengefasst: Warum verhindern wir Räumungen? 
Weil es einfach eine nicht hinnehmbare Gewalt ist, tau-
sende von Familien auf die Straße zu setzen, während 
gleichzeitig Finanzkonzerne in Komplizenschaft mit der 
Regierung, tausende von leeren Wohnungen sammeln, um 
dann wieder mit diesen zu spekulieren. Wohnraum darf 
nicht länger Ware sein. Sie muss ihre soziale Funktion er-
füllen und der Unterbringung von Menschen dienen, die 
sie brauchen. Das ist ein fundamentales Recht für das wir 
kämpfen, einfach weil ohne Wohnung viele andere Grund-
rechte verletzt werden (das Recht auf Gesundheit, Privat-
heit, eine Familie zu gründen usw.).
 

Wie ist eure Entstehungsgeschichte? Wie war die Resonanz 
auf eure ersten Aktionen?

Als wir vor drei Jahren mit unserer Gruppe begonnen ha-
ben, wussten wir, dass es in Spanien bald ein massives Pro-
blem wegen Räumungen in Folge von nicht bezahlten Hy-
potheken geben würde. Aber es war uns nicht klar, dass die 
Menschen so sehr verschuldet bleiben würden. Das haben 
wir gemeinsam mit den betroffenen Menschen gelernt, als 
die Zwangsversteigerungen der mit Hypotheken belasteten 
Wohnungen begannen. Niemand, weder die Betroffenen, 
noch viele Experten, ja noch nicht mal die Leute in den 
Behörden, wussten bis dahin, dass Spanien ein besonde-
res Gesetz besitzt, welches es den Banken erlaubt, auf 50 
Prozent des Schätzwertes der Wohnung zu bestehen, wenn 
die Zwangsversteigerung erfolglos war. Mit der Krise wa-
ren alle Zwangsversteigerungen erfolglos. So etwas hatte 
es bisher noch nie gegeben. Ergebnis davon ist, dass die 
Familien nicht nur ihre Wohnung verloren haben, sie blei-
ben auch noch auf massiven Schulden sitzen (die Schulden 
bis zum Begleichen des Schätzwertes von 50 Prozent der 
Wohnung, plus die aufgelaufenen Zinsen und dazu noch 
hohe Prozesskosten), die sie in ihrem ganzen Leben nicht 
mehr loswerden. Diese finanzielle Strafe hat außerdem zur 
Folge, dass man in (Schufa-ähnlichen d. Ü.) Listen geführt 
wird und niemals mehr ein Konto wird eröffnen können 
oder sich an Bewerbungen um Mietwohnungen oder Jobs 
wird beteiligen können. Letztlich ist die Folge, außer dass 
die Menschen auf der Straße landen, dass sie für immer 
aus dem sozialen Leben ausgeschlossen bleiben und ihnen 
nur die Schattenwirtschaft bleibt, um zu überleben. Im Ge-
gensatz zu anderen europäischen Ländern erhalten sie in 
Spanien keine zweite Chance.

Wegen dieser Gegebenheiten entstand die PAH mit zwei 
grundlegenden Kampagnen: „Stopp den Zwangsräumun-
gen“,  um die Räumungen der Familien zu bremsen und 
das Recht auf Wohnraum zu verteidigen und  „Schulden-
streichung“, mit Aktionen, die Druck erzeugen sollen, 
damit das Hypotheken-Gesetz geändert wird, so dass die 
Menschen nach dem Verlust der Wohnung ohne Schulden 
weiterleben können.

Einige von uns kommen aus älteren Bewegungen wie 
„Recht auf Wohnraum“ oder „V deVivienda“, einer Be-
wegung, der es 2006 gelang, tausende von Menschen auf 
die Straße zu bekommen, um das Recht auf  eine würdi-
ge Wohnung einzufordern. Offiziell als PAH sind wir im 
Februar 2009 entstanden. Der Auslöser war das Platzen 
der Immobilien-Blase, was in Spanien  besonders folgen-
schwer war. Die ersten Reaktionen auf unsere Aktivitäten 
waren: bei den direkt Betroffenen bemerkten wir große 
Angst und viel Schamgefühl, die Behörden haben uns 
entweder ignoriert oder als Demagogen abgestempelt, die 
die Situation vollkommen übertrieben darstellen und der 
Rest der Bevölkerung wollte nicht glauben, dass letztlich 
die Banken die Wohnungen zurückerhalten und die Leute 
trotzdem die dafür aufgenommenen Schulden abbezahlen 
müssen. Das hat sich inzwischen geändert und wir haben 
erreicht, dass das Problem allgemein bekannt ist, dass sich 
der größte Teil der Bevölkerung mit der Bewegung soli-
darisiert und dass Parteien und Behörden sich gezwungen 
sehen, sich zu diesem Thema zu positionieren.

Was hat sich für euch, eure Gruppe durch die Bewegung 
vom 15. März (15M) verändert? 

Als wir von dem ersten Aufruf zur Demonstration der 
Bewegung 15M erfuhren, war uns klar, dass wir uns dem 
anschließen werden. Das Motto: „Wir sind keine Ware in 
den  Händen von Bänkern und Politikern“, passte perfekt 
zu uns. Deshalb haben wir nicht nur mit zur Demo auf-
gerufen, sondern uns in Barcelona aktiv daran beteiligt. 
Gleichzeitig war diese erste Demonstration für uns eine 
Gelegenheit alle Welt einzuladen, an unserem Kampf ge-
gen Räumungen teilzunehmen – konkret informierten wir 
über den Termin der nächsten  anstehenden Räumungs-
verhinderung in Badalona.
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Wir freuen uns sehr über den seit dem erfahrenen mas-
siven Zuwachs an Solidarität. In gewisser Weise können 
wir sagen, dass zwischen PAH und der Bewegung 15M ein 
perfektes Zusammenspiel entstanden ist: Einerseits hat die 
PAH gesehen, wie sich mittels sozialer Netze der Aufruf 
zu Treffen noch weiter verbreitern lässt, sich Hunderte von 
Leute mobilisieren lassen und an den Räumungsverhinde-
rungen teilnehmen. Auch konnten wir sehen, wie im Um-
feld der 15M-Bewegung neue lokale PAH-Gruppen ent-
standen sind. Anderseits konnte die Bewegung 15M nach 
ihrer ersten Phase des Bekundens der Unzufriedenheit und 
Empörung ihre Ziele konkretisieren. In der von der PAH 
zuvor geleisteten Arbeit fand die Bewegung einen Ansatz, 
Verantwortlichkeiten, Ziele und Lösungen aufzuzeigen, 
zumindest im Bereich der Wohnungs- und Finanzfragen. 
Die Bewegung erkannte umgehend unsere Kampagnen für 
die Schuldenstreichung und ein Ende der Zwangsräumun-
gen als ihre eigenen an.

Die breite städtische Mobilisierung, die 15M hervorge-
bracht hat, geht natürlich weit über die der PAH hinaus 
und hat ihrerseits die Verhinderung von Zwangsräumun-
gen auf den Mieter_innen-bereich ausgeweitet. Aus Sicht 
der PAH freuen wir uns darüber und unterstützen diese 
Aufrufe, jedoch immer unter dem Vorbehalt, dass es sich 
um eine selbst genutzte und die einzige Wohnung handelt. 
Wir werden ausschließlich in solchen Fällen aktiv. Nach 
unserer Meinung hat jede_r die/der zwei Wohnungen be-
sitzt, genügend ökonomische Mittel, sich selbst  zu helfen  
und war vielleicht selbst an Spekulationen beteiligt.

Wie sind die Verhinderungen der Zwangsräumungen 
abgelaufen, wie habt ihr dafür Mobilisiert udn wie viele 
Menschen  kamen zu den Verhinderungen der Zwangs-
räumungen? 

Zusammengefasst kann man das so beschreiben: vor dem 
eigentlichen Räumungstermin versuchen wir, die wenigen 
verwaltungsrechtlichen Möglichkeiten, die es gibt, auszu-
schöpfen (rechtliche Einsprüche, soziale Einrichtungen). 
Wenn wir damit kein Erfolg haben, rufen wir  öffentlich 
dazu auf, dass die Menschen solidarisch vor der zu räu-
menden Wohnung zusammenkommen. Friedlich aber 
energisch verweigern wir dann den Gerichtsvollziehern 
den Zutritt zur Wohnung. Wenn die Verwaltungsbeamten 
dann sehen, dass sie nicht zur Wohnung durchkommen, 
setzen sie normalerweise die Räumung aus und ein Richter 
muss dann einen neuen Räumungstermin ansetzen. Es gab 
Zwangsräumungen, die wir viermal hintereinander ver-
hindern konnten.

Unsere Aufrufe werden überwieg. über das Internet verbrei-
tet, seien es Webseiten (www.afectadosporlahipoteca.com), 

Mailinglisten oder soziale Netzwerke wie facebook und 
twitter. In der Regel sind wir dann so 50 bis 150 Personen. 
Die betroffenen Menschen melden sich bei uns. Wir werden 
nur aktiv, wenn sich die Personen an uns wenden. Wir sind 
weder die karitativ noch paternalistisch. Wir werden nie-
mandem helfen, der das nicht möchte.

Zu Beginn unserer Aktivitäten waren sie schon sehr über-
rascht und es war nicht so schwer die Räumungen zu ver-
hindern. Das hat sich in den letzten Monaten geändert. In 
einigen Fällen wird mit viel mehr Polizei gegen die Räu-
mungsverhinderungen vorgegangen und die verschulde-
ten Familien werden wie Terroristen behandelt. Das hat 
dazu geführt, dass wir einige Räumungen nicht verhindern 
konnten, aber gleichzeitig stieg die Solidarität der Bevölke-
rung. Die Menschen in Spanien sind sehr über die Banken 
und die Regierung verärgert. Es gab von Anfang an große 
Solidarität und Sympathie für unsere Aktionen. Und das 
Verhalten der Polizei hat das noch verstärkt.

Die Aktivitäten gegen die Zwangsräumungen begannen in 
Barcelona und Katalonien. Nach und nach haben sie sich 
dann über ganz Spanien ausgebreitet. Es besteht eine Soli-
darität zwischen den Städten in denen es ein Gruppe der 
PAH oder Stopp den Zwangsräumungen gibt. Aber alle 
Organisationen haben eine starke Autonomie, damit sich 
jede Gruppe bestens nach den örtlichen Möglichkeiten 
verhalten kann. In Spanien konnten  bis zu 8.10. insgesamt 
83 Räumungen verhindert werden, die meisten in Katalo-
nien und Murcia. In diesen beiden Regionen gab es schon 
Aktivitäten gegen Zwangsräumungen bevor die Bewegung 
15M entstand.

Was ist der aktuelle Stand? Werden immer noch Räumun-
gen verhindert? Was hat sich verändert, wie reagieren jetzt 
die staatlichen Stellen? Wie entwickelt sich die Koordinati-
on mit anderen Gruppen? Was sind die nächsten anstehen-
den Aktionen von euch?

Es gibt ständig mehr Wohnungsräumungen. Mit dem star-
ken Anstieg von Hypothekenvollstreckungen in den ver-
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gangenen zwei Jahren sowie den Folgen der Krise, kommt 
nun eine große Welle von Zwangsräumungen auf uns zu. 
Und für das Jahr 2012 rechnen wir mit noch Schlimme-
rem.

Angesichts der bevorstehenden Wahlen am 20. November 
ist der Zeitpunkt günstig, den Druck zu erhöhen. Außer-
dem bereiten wir gerade eine Unterschriftensammlung für 
eine Volksabstimmung vor, die wir in den Kongress mit 
unseren Forderungen wie Schuldenstreichung, Ende der 
Zwangsräumungen und Umwandlung der Hypotheken-
belasteten Wohnungen in soziale Mietwohnungen, ein-
bringen wollen. 

Nach wie vor geht der Kampf gegen die Räumungen wei-
ter und stetig mit mehr Unterstützung. Leider gibt es aber 
auch Richter (nicht alle), die sich bemühen, unsere Mobi-
lisierungen zu verhindern. Dies geschieht z.B. indem die 
Räumung nicht wie üblich an einem bestimmten Tag zu 
einer bestimmten Uhrzeit festgelegt ist, sondern über ei-
nen langen Zeitraum. Aber wir reagieren darauf mit neu-
en Strategien: wenn wir zum Beispiel eine Räumung nicht 

verhindern konnten, besetzen wir die Wohnung im Nach-
hinein. Es existiert ein großer Rückhalt in  der Bevölke-
rung und er wird täglich stärker.

Ein großer Teil unserer Zusammenarbeit und Koordina-
tion funktioniert über das Internet und hier insbesondere 
über soziale Netzwerke. Im September haben wir in Bar-
celona das erste landesweite PAH-Treffen veranstaltet um 
weitere gemeinsame Kampagnen zu koordinieren. Es gibt 
bereits mehr als 40 PAH-Gruppen.

In unserer internen Organisation versuchen wir, horizon-
tale, dezentrale Organistationsformen zu erreichen, aber 
auf einer solideren Basis, als wir sie momentan besitzen. 
Wir hoffen damit noch weiter wachsen zu können. Mo-
mentan befinden wir uns in einer Art Wachstumskrise: wir 
sind zur Zeit nicht in der Lage, auf all die Anfragen von 
betroffenen Personen und örtlichen Organisation, die zum 
Beispiel Hilfe für den Aufbau einer lokalen PAH-Gruppe 
benötigen oder die Anfragen der Medien adäquat zu re-
agieren. 
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ERWERBSLOSEN

TREFF
Jeden Mittwoch 12 bis 15 Uhr

im Stadtteil- & Infoladen Lunte,
Weisestraße 53 (U-Bhf. Boddinstraße) 

Telefonnr.: 622 32 34

Wir, Erwerbslose in Neukölln, treffen uns jeden 
Mittwoch zum gemeinsamen Kaffee und Essen 
und tauschen Erfahrungen und Infos aus.

Wir erteilen Auskünfte, wo Beratungsstellen in  
Berlin zu finden sind, und können über politische 
Aktivitäten zu den Tehmen Hartz IV informieren.

Infos zu rechlichen Problemen:

www.hartzkampagne.de
www.tacheles-sozialhilfe.de

[ [

Demnächst in & aus deinem Stadtteil

16. November
Kundgebung am Kottbusser Tor
Gegen Verdrängung und Polizeigewalt
ab 16:00 Uhr

Stadtteilgarten sucht Paten

Auf dem Tempelhofer Feld gibt es seit diesem Jahr 
einen Ort, an dem sich Anwohner treffen,  austau-
schen und Veranstaltungen abhalten können:
den Staddteilgarten Schillerkiez!

So gemeinnützig wie die Benutzung des Gartens 
auch ausgerichtet ist, es wird trotzdem eine soge-
nannte Nutzungsgebühr von der Grün Berlin GmbH 
erhoben. Es sollen 1000 Euro pro Jahr bezahlt wer-
den und dies können und wollen wir auch nicht sel-
ber tragen. Deshalb suchen wir Paten, die uns mit 
monatlichen Spenden von 5 bis 10 Euro oder mehr 
unterstützen möchten.

Spenden für die Nutzungsgebühren an: 

Teilhabe e. V.
BLZ: 100 900 00 (Berliner Volksbank)
Kto.-Nr.: 724 070 10 00
Verwendungszweck:
Pachtbeitrag Stadtteilgarten
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Neulich auf dem Tempelhofer Feld...

“Hast du die Wohnung bekommen?”
“Nee. Das ist total aussichtslos hier im Schillerkiez eine 
Wohnung zu bekommen. 58 Bewerber_innen waren bei 
der Wohnungsbesichtigung. Einen ganzen Haufen Papiere, 
wie Schufa-Auskunft, Einkommensbescheinigung, Bürg-
schaft, ... mussten wir dabei haben. ”
“Klingt ätzend, dabei war die Miete doch schon so hoch, 
dass du es dir kaum leisten konntest.”
“Aber was soll ich denn machen? In meiner alten Wohnung 
kann ich nicht bleiben.”
“Weißt du, ... ich brauch gar nicht erst zu solchen Besich-
tigungen hingehen. Abgesehen davon, dass ich die Miete 
nicht bezahlen kann, hab ich mit meinem Nachnamen so-
wieso keine Chance, egal welche Papiere ich mitbringe.”

Wer MüllerMeyerSchulze heißt, hat im Schillerkiez kaum 
Chancen eine Wohnung zu bekommen, wenn Einkommen 
und Vermögen nicht richtig gut sind. Wer aber keinen ty-
pisch deutschen Standard-Namen hat, oder gar, keinen 
deutschen Pass, der oder die braucht gar nicht erst bei einer 
Wohnungsbesichtigung in Nordneukölln aufzutauchen. 

Studien, wie von Emsal Kilic (nachzulesen im Mieterecho 
02/2009) belegen dies eindrücklich.

Die Bedingungen bei der Wohnungssuche sind mies. Für 
einige aber immer noch weniger schlecht als für andere. 
Einige Menschen besitzen von Geburt an bestimmte Pri-
vilegien, die gar nicht hinterfragt werden. Wenn jemand 
einen vermeintlich deutschen Namen, einen weißen Po, 
einen deutschen Pass in der Tasche hat und kein Kopftuch 
trägt, dann ist in Berlin, Deutschland und vielen anderen 
Orten einiges leichter zu erreichen. Das beschränkt sich 
nicht nur auf die Wohnungssuche. Auch in der Konkur-
renz um einen Job, um einen Kitaplatz, bei Polizeikontrol-
len, beim Jobcenter, bei der Notenvergabe in Schulen, beim 
Recht Wählen zu gehen und um in der Integrationsdebatte 
überhaupt zu Wort zu kommen, sind die besagten Eigen-
schaften von Vorteil. Das größte Privileg dabei ist es, gar 
nicht über die eigenen Privilegien nachdenken zu müssen.

Wie kommen diese Eigenschaften und Privilegien zu 
Stande?

In Deutschland reden viele Menschen von einem wir, das 
normal ist. Normal ist dabei selbstverständlich weiß und 
deutsch. In der Integrationsdebatte reden wir dann über 
die Anderen, die, die dazukommen, die, die sich integ-
rieren müssen. Dabei ist das Problem von Integration das 
weiße deutsche wir. 

Wer sind wir und wer wollen Wir sein?

Dieser Artikel ist eine Fortsetzung des Artikels “Man wird ja wohl noch sagen dürfen...” 
aus der letzten Ausgabe der RandNotizen. Es geht um die Auseinandersetzung mit alltäglichem 
Rassismus und das Hinterfragen von selbstverständlichen Umgangsweisen.
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Das normale wir ist für einige nützlich, weswegen es über-
haupt erst erfunden wurde und immer wieder gestärkt 
wird. Normal oder gar natürlich ist es nicht. Der Nutzen 
für einige liegt in der Ausgrenzung und Spaltung, die von 
diesem wir kommt. Die Spaltung passiert auf unterschied-
liche Art und Weise. Abhängig davon, ob bestimmte Hand-
lungen aus der Oberschicht oder von unten kommen. Von 
oben werden Ausländergesetze gemacht, werden Einbür-
gerungen verhindert, werden Debatten angestoßen wie 
von Sarrazin, Buschkowsky und Co. Tatkräftig durch die 
großen Medienvertreter unterstützt, kommt dabei heraus, 
dass “der Islam, faule Griechen, faule Erwerbslose und kri-
minelle Ausländer” die großen Probleme unserer Gesell-
schaft seien. Es wird mit dem Zeigefinger auf die gezeigt, 
die eben nicht zu dem normalen wir dazugehören sollen. 
Dadurch werden sie erst zu den Anderen gemacht. 

Von unten wird versucht die geschaffenen Privilegien zu 
bewahren und es fällt leicht, die Schuld auf die Anderen zu 
schieben, auf die, die sowieso nicht dazu gehören sollen. 
Die plumpen Angebote von oben, wer die Schuldigen sind, 
werden von unten oft gerne aufgegriffen.

Begründet wird das wir in der Regel gar nicht. Es ist eben 
ein Privileg über das wir nicht nachdenken müssen. Kommt 
es aber dann doch zu Erklärungsversuchen, wird meistens 
behauptet: “wir leben ja schon länger hier in Deutschland, 
unsere Vorfahren und überhaupt ...” Dabei wird übergan-
gen, dass Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg zu 
einem Einwanderungsland geworden ist und ein 24 jäh-
riger Student mit Namen Schmidt lebt doch nicht länger 
in Deutschland als eine 38 jährige Berlinerin mit einem 
türkischen Namen. Noch unsinnger sind Begründungen 
mit der deutschen Kultur. Sind Privilegien gerechtfertig, 
weil einige Menschen viel Bratwurst essen oder sich von 
einem Pfarrer die Beichte abnehmen lassen? Welche deut-
sche Kultur führt zu diesem wir? Ist das nicht eine sehr 
fragwürdige Kultur mit vielen Negativ-Beispielen in ihrer 
Geschichte, aus der so wenig gelernt wurde? 

Für ein anderes Wir, das nicht der Spaltung und Ausgren-
zung dient, das nicht selbstverständlich weiß und deutsch 
ist, ist eine gute Zusammenarbeit notwendig, die das Nor-
male durchbricht. Möglich wird diese Zusammenarbeit 
aber erst durch einen kritischen Umgang mit der eigenen 
Rolle und den eigenen Privilegien. 

Die gut gemeinte Behauptung “Wir sind doch alle gleich” 
hilft nicht weiter und stimmt einfach nicht. Menschen ha-
ben unterschiedlich viel Macht. Auch der Anspruch “alle 
gleich zu behandeln” ist gut gemeint, aber verwischt oft 
die Privilegien, die die VertreterInnen dieses Anspruchs 
besitzen. Sich über die eigenen Privilegien bewusst zu 
werden bedeutet auch die eigene Sprache und die Art des 

Zusammenkommens zu hinterfragen. Wenn wirklich eine 
Zusammenarbeit gewollt ist, dann ist mehr nötig als einen 
Flyer zu übersetzen und sich zu wundern, warum so weni-
ge nicht-weiße deutsche kommen. 

Dass ein anderes Wir,  wenn auch schwierig, notwendig 
ist, liegt auf der Hand. Das Beispiel vom Anfang weiterge-
führt: Steigende Mieten und Verdrängung aus dem Schil-
lerkiez sind nicht aufzuhalten ohne breiten gesellschaftli-
chen Protest. Solch ein Protest wird aber nicht entstehen 
ohne die Annerkennung der unterschiedlichen Betrof-
fenheiten von Steigenden Mieten und Verdrängung. Wir 
leben nicht alle unter gleichen Bedingungen, müssen uns 
aber trotzdem zusammentun um etwas zu verändern und 
ein neues Wir möglich zu machen. Aber allein schon für 
ein besseres Zusammenleben im Kiez ist die Überwindung 
von rassistischer Spaltung keine Nebensache. 

Lesetipp: 
Noah Sow / Deutschland Schwarz Weiß - 
Der alltägliche Rassismus, München 2008 / 319 S., 14,95 €

Wer sind wir und wer wollen Wir sein?



Quartiersmanagement Schillerpromenade und Task Force Okerstraße
Umfassende Zusammenstellung von Texten und Artikeln

www.tfa.blogsport.de/materialien/

Gentrification Blog
Nachrichten zur Stärkung von Stadtteilmobilisierungen und Mieter/innenkämpfen

www.gentrificationblog.wordpress.com/

Karla Pappel
Initiative gegen Mietpreiserhöhungen und Verdrängung in Alt -Treptow

www.karlapappel.wordpress.com/

Das gemeine Wesen – Magazin aus Nord-Neukölln
www.das-gemeine-wesen.blog.de/

Berliner Mietergemeinschaft
www.bmgev.de/

Kampagne „Steigende Mieten Stoppen“
www.mietenstopp.blogsport.de/

Kampagne gegen Hartz4
www.hartzkampagne.de/

Kampagne „Wir bleiben Alle“
www.wba.blogsport.de/

Rixdorfer Kiezforum
www.rixdorf.org/

Kampagne „Kein Ort für Nazis“ – Neukölln gegen Nazis
www.neukölln-gegen-nazis.de/

Initiative 100% Tempelhofer Feld
www.tempelhoferfeld100.de

Info- und Stadtteilladen Lunte
Weisestraße 53, U-Bhf: Boddinstraße

www.dielunte.de/

Sammlung von Adressen in Neukölln
www.om44.de/index.php?title=Neukölln/

Nicht länger , selber 
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